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TEIL A: PLANZEICHNUNG
PLANZEICHENERKLÄRUNG

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG
(§ 1 Abs. 2-9 und § 16 Abs. 5 BauNVO)

ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
DES BEBAUUNGSPLANES (§ 9 Abs. 7 BauGB)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (§ 20 Abs. 1 BauNVO)
als Höchstmaß, z. B. II

HÖHE DER OBERKANTE BAULICHER ANLAGEN
(§ 20 Abs. 1 BauNVO)
z.B. OK 9,0 m über dem festgesetzten Höhenbezugspunkt
(Flugplatzbezugspunkt mit 2,0 m über HN)

VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

PRIVATE VERKEHRSFLÄCHEN

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

PRIVATE GRÜNFLÄCHE

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

DARSTELLUNGEN OHNE NORMATIVEN CHARAKTER

VORHANDENE GEBÄUDE

FLURSTÜCKSGRENZEN, GRENZSTEINE,
FLURSTÜCKSBEZEICHUNGEN

Gemeinde Peenemünde - Bebauungsplan Nr. 11 'Energiepark Peenemünde' - Satzung der Gemeinde Peenemünde

BAUWEISE, ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN SOWIE DIE STELLUNG DER
BAULICHEN ANLAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

BAUGRENZE (§ 23 Abs. 1 BauNVO)

FLÄCHEN FÜR ANPFLANZUNGEN, PFLANZGEBOT PFG 1
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME VON NACH ANDEREN 
GESETZLICHEN VORSCHRIFTEN GETROFFENEN 
FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 6 BauGB)

§20 GESCHÜTZTE BIOTOPE

II.  BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN
     (gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V)

V. HINWEISE

GESETZE UND VERORDNUNGEN:

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden
ist und des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO
M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 zuletzt
geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GV-OBl. M-V  S. 1033) und § 11 Abs. 3
BNatSchG, hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde den
Bebauungsplanes Nr. 11 'Energiepark Peenemünde', bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B), als Satzung
beschlossen.

1. ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN
1.1 Solarmodule
1.1.1 Die Befestigungen der Aufständerungen der Solarmodule sind mittels Schraub-
bzw. Rammgründungen ohne Betonsockel /  -fundament auszuführen.
1.1.2  Zwischen der Modulunterkante und der Geländeoberfläche ist ein Mindestab-
stand von 60 cm einzuhalten.

1.2 Fassadengestaltung
1.2.1 Im Sondergebiet B.1 und B.2 sind die geschlossenen Fassadenflächen mit
einem einheitlichen Hauptmaterial in getönten Farben zu gestalten. Die Farbtöne sind
an die Umgebung anzupassen und mit der zuständigen Denkmalschutzbehörde abzu-
stimmen. Konstruktionsbauteile sind davon ausgenommen. Glasflächen sind zulässig.

2. EINFRIEDUNGEN
2.1 Für Einfriedungen, die nicht der Einfriedung des Flugplatzes dienen, ist eine
maximale Höhe von 2,0 m in Form von offenen, grobmaschigen Metall- oder Ma-
schendrahtzäunen zulässig. Blickdichte Materialien sind nicht zulässig. Zur Gewähr-
leistung der Durchgängigkeit für Kleinsäuger und Amphibien ist ein Bodenabstand
des Zaunes von mindestens 15 cm einzuhalten.

3. WERBEANLAGEN
3.1 Werbeanlage sind mit einer Flächengröße von bis zu 6 m² zulässig. Werbean-
lagen sind im gesamten Planungsgebiet nur an der Stätte der Leistung zulässig.
Werbung mit wechselndem, bewegtem und laufendem Licht sind unzulässig.

1. ORDNUNGSWIDRIGKEITEN
Ordnungswidrig handelt im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 der Bauordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V), wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die
bauordnungsrechtlichen Vorschriften Nr. 1 bis 3 dieser Satzung verstößt.
Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V
geahndet werden.

2. ALTLASTEN
Für den Fall, dass bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des
Untergrundes angetroffen werden, ist umgehend die zuständige Fachbehörde über
entsprechende Auffälligkeiten zu unterrichten.

3. MUNITION
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger
Mittel erhält ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies unverzüglich den
örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen.
Zur Erhöhung der Bausicherheit ist eine Sondierung des Geländes ratsam. Im
Rahmen der Baufreimachung und Erschließung ist der Munitionsbergungsdienst
einzubeziehen.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.
Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl.
1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S.
1802) geändert worden ist

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.
Juni 2021 (GV-OBl. M-V S. 1033)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert

Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz NatSchAG M-V)
vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V 2010, S. 66), letzte berücksichtigte Änderung:
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 2023 (GVOBl. M-V S.
546)

PRÄAMBEL
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SONDERGEBIET A "ERNEUERBARE ENERGIEN"
ZWECKBESTIMMUNG PHOTOVOLTAIK (§ 11 BauNVO)
z.B. SO A.1

SO
A.1

SO
B.1

OK

WASSERFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

WASSERFLÄCHE

FLÄCHEN FÜR DEN LUFTVERKEHR

EDCP Sonderlandeplatz Peenemünde

FLÄCHEN FÜR WALD
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB)

FLÄCHEN FÜR WALD

D
FLÄCHENDENKMAL (BAU- UND BODENDENKMAL)
"HEERESVERSUCHSANSTALT UND ERPROBUNGSSTELLE DER
LUFTWAFFE PEENEMÜNDE", TEILBEREICH 1
gemäß Art. 5 DSchG M-V
Innerhalb des Planungsgebietes befinden sich in der Denkmalliste
eingetragene Einzeldenkmale sowie Teile des Bodendenkmals, deren
Veränderung genehmigt werden kann (§ 7 DSchG M- V), sofern vor
Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und
Dokumentation sichergestellt wird. Alle durch diese Maßnahmen
anfallenden Kosten hat der Verursacher des Eingriffs zu tragen
(§ 6 Abs. 5 DSchG M-V).

Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich und
verbindlich der unteren Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt
für Kultur und Denkmalpflege anzuzeigen. Wenn während der
Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern,
Mauerreste, Hölzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste,
Münzen u.ä.) oder auffällige Bodenverfärbungen, insbesondere
Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 des
Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg- Vorpommern
(DSchG M-V, v. 6.1.1998, GVOBI. M-V Nr.1 1998, S. 12ff., zuletzt
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI.
M-V S. 383, 392) unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde
anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gem. § 11 Abs. 1 DSchG M-V für
den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder
zufällige Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund
und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in
unverändertem Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5
Werktage nach Zugang der Anzeige.

FÜHRUNG VON HAUPTVERSORGUNGSANLAGEN UND
HAUPTWASSERLEITUNGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

ANLAGEN FÜR ELEKTRIZITÄT (TRAFO)

UNTERIRDISCHE LEITUNG

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND
ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

FLÄCHEN FÜR AUSGLEICHSMASSNAHMEN AF1 UND AF2

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERHEBLICH MIT
UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

STELLPLÄTZE

In den mit St gekennzeichneten Flächen sind Stellplätze und sonstige
Nebenanlagen zulässig.

St

N

BD

NATURSCHUTZGEBIET
"PEENEMÜNDER HAKEN, STRUCK UND RUDEN"

BEREICH MIT GROSSFLÄCHIGEN BODENDENKMALEN
Werftgelände mit großflächigen Teilen des Bodendenkmals, deren
Veränderung oder Beseitigung angesichts ihrer wissenschaftlichen und
kulturgeschichtlichen Bedeutung grundsätzlich nicht zugestimmt
werden kann (§ 7 Abs. 4 DSchG M-V).

C.1
SO

SONDERGEBIET B "FORSCHUNG, FLUGPLATZ, VERWALTUNG"
(§ 11 BauNVO)
z.B. SO B.1

SONDERGEBIET C "FORSCHUNG, FLUGHAFENSPEZIFISCHES
GEWERBE" (§ 11 BauNVO)
z.B. SO C.1

GRZ ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHENZAHL (§ 19 Abs. 2 BauNVO)
z.B. GRZ 0,4 als Höchstmaß

GR ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHE (§ 19 Abs. 2 BauNVO)
z.B. GR 230 m² als Höchstmaß

FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

III. KENNZEICHNUNG (§ 9 Abs. 5 BauGB)

FFH
FFH - GEBIET "GREIFSWALDER BODDEN, TEILE DES
STRELASUNDES UND NORDSPITZE USEDOM"

GEWÄSSERSCHUTZSTREIFEN§29

AUFNAHMEPUNKTE, TRIGONOMETRISCHE PUNKTE

VERFAHREN

1.
Die Aufstellung  des Bebauungsplans wurde durch Beschluss der Gemeindever-
tretung der Gemeinde Peenemünde  vom __.__._____ eingeleitet.
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am __.__._____
ortsüblich bekannt gemacht.

Peenemünde, ________________                                      ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

2.
Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Behörde ist gemäß § 17 Abs. 1
Landesplanungsgesetz M-V beteiligt worden.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

3.
Der katastermäßige Bestand an Flurstücken am __.__.____ wird als richtig dar-
gestellt bescheinigt. Die lagerichtige Darstellung der Grenzpunkte wurde nur grob ge-
prüft. Die vollständige und lagerichtige Darstellung des Gebäudebestandes konnte
nicht überprüft werden. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.

____________,________________                                         ___________________
                     (Ort,Datum)                                              (Stempel)                (Katasteramt bzw. ÖbVI)

_________________________________________________________________________________________________________

4.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist am
__.__.____ durchgeführt worden.

____________,________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

5.
Die von der Planung berührten Behörden, Sonstigen Träger öffentlicher Belange und
Nachbargemeinden sind gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom __.__.____ zur
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

____________,________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

6.
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde hat am __.__.____ den Entwurf
des Bebauungsplans mit Planzeichnung (Teil A), und Textlichen Festsetzungen (Teil
B) in der Planfassung vom __.__.____ mit Begründung und Umweltbericht (als
gesonderter Teil der Begründung) inklusive Anlagen gebilligt und zur Auslegung
bestimmt.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                    (Ort, Datum)                                          (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)
_________________________________________________________________________________________________________

7.
Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
Textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie der Begründung und der Umweltbericht (als
gesonderter Teil der Begründung) inklusive Anlagen, haben in der Zeit vom
__.__._____ bis zum  __.__.____ während folgender Zeiten:

Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
Montag und Mittwoch von 13.30 Uhr bis 15.00 Uhr und
Dienstag von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr und
Donnerstag von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass
- Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder 

zur Niederschrift vorgebracht werden können,
- nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung

unberücksichtigt bleiben können und ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen
der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können,

durch Veröffentlichung im Amtsblatt "Der Usedomer Norden" am ________________
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

8.
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom __.__.____ zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert und über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt
worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB am
__.__.____ .

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

9.
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde hat die Stellungnahmen der
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der
Nachbargemeinden aus der formellen Beteiligung gem. §§ 2 (2), 3 (2) und 4 (2)
BauGB am __.__.____ ausgewertet und geprüft. Das Ergebnis der Abwägung ist
mitgeteilt worden.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

________________________________________________________________________________________________________

10.
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde hat die Stellungnahmen der
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der
Nachbargemeinden aus der formellen Beteiligung gem. §§ 2 (2), 3 (2) und 4 (2)
BauGB am __.__.____ erneut ausgewertet und geprüft. Das geänderte Ergebnis der
Abwägung ist mitgeteilt worden.

Peenemünde, ________________                                      ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

________________________________________________________________________________________________________

FESTLEGUNGEN DER LUFTFAHRTBEHÖRDE GEMÄß LUFTVG
Im Umkreis von 1,5 km Halbmesser um den Flughafenbezugspunkt
sowie auf der Start- und Landebahn bedarf die Errichtung von
Bauwerken der Zustimmung der Luftfahrtbehörde.

Anflugsektor

M. 1 : 1.250Nebenzeichnung 1M. 1 : 1.250Vergrößerung 1

FLÄCHE MIT NUTZUNGSEINSCHRÄNKUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 Satz 1 BauNVO)

a FLÄCHE a

BESONDERER NUTZUNGSZWECK FÜR FLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB)

b FLÄCHE b

Maß der baulichen Nutzung                                                       § 9 (1) 1 BauGB
4. Für die Ermittlung der Grundfläche in den Sondergebieten SO A.1 bis SO A.6 ist

die senkrechte Projektion der äußern Abmessung der Modultische bei einer
Neigung von 30° heranzuziehen.
Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist
nicht zulässig.

5. Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche in den Sondergebieten SO B.1 und
SO B.2 darf durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren Zufahrten die
festgesetzte Grundfläche bis zu einer Grundflächenzahl von 0,65 überschritten
werden.

6. Innerhalb der Sondergebiete SO C.1 sind Stellplatzanlagen mit mehr als 5
Stellplätzen und Garagen gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sowie Nebenanlagen
gem. § 14 Abs. 1 BauNVO unzulässig.

7. Die Höhe der baulichen Anlagen wird als zulässige Oberkante des Gebäudes (OK),
bestimmt durch die Schnittlinie Außenwand und Dachhaut bei Flachdächern
Oberkante Attika, über dem festgesetzten Höhenbezugspunkt von 2,0 m über HN
(Flugplatzbezugspunkt) festgesetzt. Die zulässige Oberkante gilt nicht für
technische Aufbauten, wie z.B. Schornsteine, Lüftungsrohre, Lüftungs- und
Kälteanlagen, Solaranlagen auf Dachflächen sowie Aufzugsaufbauten.

8. Innerhalb der Sondergebiete SO A.1 bis SO A.6 wird die Höhe der Solarmodule mit
maximal 1,7 m sowie der für deren Betrieb erforderlichen Betriebsgebäude wird mit
maximal 2,8 m, gemessen zwischen OK Modul bzw. OK Betriebsgebäude über
dem festgesetzten Höhenbezugspunkt von 2,0 m über HN (Flugplatzbezugspunkt)
festgesetzt.

An den Außengrenzen der Sondergebiete SO A.1 bis SO A.4 besteht zur Start- und
Landebahn eine seitliche Übergangsfläche. Diese beginnt in einem Abstand von
75m von der Startbahnmittellinie und steigt mit einer Neigung von 1:7. Oberhalb
dieses Neigungswinkels besteht eine Bauhöhenbeschränkung für Solarmodule und
Betriebsgebäude.

Überbaubare Grundstücksfläche § 9 (1) 2 BauGB
9. Die überbaubare Grundstücksfläche in den Sondergebieten ist durch Baugrenzen

sowie die eingetragene Grundfläche in der Planzeichnung festgesetzt. Solarmodule
und Gebäude sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig.

Fläche mit besonderem Nutzungszweck § 9 (1) 9 BauGB
10.Innerhalb der Fläche  b  sind folgende Nutzungen zulässig:
· Museale Nutzungen, Ausstellungsflächen;
· Bauliche Veränderungen an Bestandsgebäuden in Abstimmung mit der 

zuständigen Denkmalschutzbehörde und der zuständigen Naturschutzbehörde.

Flächen für die Versickerung von Niederschlagswasser § 9 (1) 20 BauGB
11.Oberflächenbefestigungen von für Bau, Betrieb und Wartung der

Photovoltaikanlage erforderlichen Zufahrten und Betriebswege sind mit
wasserdurchlässigen Belägen auszustatten (z.B. Kies, Schotter).

Die ausgewiesenen Stellplatzflächen sind ausschließlich in wasserdurchlässigem
Aufbau herzustellen (Rasenpflaster, Fugenpflaster, Rasengittersteine o.ä.). Die
Wasserdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau,
Fugenverguss o.ä. sind unzulässig. Diese Festsetzung gilt nicht für die
Bewegungsflächen und Fahrgassen.

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft § 9 (1) 20 BauGB
12. Ausgleichsfläche AF 1

Die als Ausgleichsfläche AF 1 festgesetzten Flächen umfassen großflächige 
artenarme Landreitgrasfluren. Diese Landreitgrasfluren sollen durch eine 
regelmäßige Mahd zurückgedrängt und in artenreicheres, extensiv gepflegtes 
Trockengrünland umgewandelt werden. Es gelten die folgenden Festsetzungen:

· Die Aushagerung erfolgt in den ersten 3 Jahren durch jeweils dreimalige Mahd mit
Mähgutberäumung

· Der erste Mähtermin soll möglichst früh, also ab Ende April angesetzt werden, da
zu diesem Zeitpunkt die Eiweißgehalte der Pflanzen am höchsten sind und ihnen
so die Möglichkeit genommen wird, Mineralstoffe und Assimilate in Wurzeln und
Rhizome zu verlagern. Auch das Landreitgras wird dadurch geschwächt, da es
normalerweise an Standortbedingungen extensiv genutzter Grünländer oder
Brachflächen angepasst ist und auf mehrmals gemähten Flächen auf Dauer nicht
mehr so konkurrenzstark ist.

· Die Mahd hat zum Schutz der Amphibien- und Reptilienfauna mit einer Schnitthöhe
über 30 cm und während kühlerer Witterungsbedingungen zu erfolgen. Für die
Mahd ist grundsätzlich nur ein Balkenmäher zu verwenden. Ausschließlich in für
den Balkenmäher unzugänglichen Bereichen darf eine Motorsense händisch
eingesetzt werden. Um die Gelege bodenbrütender Vögel nicht zu zerstören, ist vor
jedem Mähgang durch eine fachkundige Person eine Begehung und
Kennzeichnung der Nester durchzuführen, diese Bereiche sind in einem
Schutzabstand von mind. 1m von der Mahd auszunehmen. Der Mahdtermin ist
entsprechend der Wetterlage mit dem zu benennenden Artexperten abschließend
zu bestimmen. Es ist ein Tagebuch zu führen.

Nach der Aushagerung von 3 Jahren erfolgt eine an die Bedürfnisse der Bodenbrüter
angepasste späte Pflegemahd. Dafür gelten die folgenden Festsetzungen:
· Pflege als Dauergrünland, keine Nutzungsauflassung der Fläche
· mind. 2 x jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes
· frühester Mahdtermin 1. August
· keine Bodenbearbeitung
· keine Verwendung von Dünge- oder Pflanzschutzmitteln
· Die Mahd hat zum Schutz der Amphibien- und Reptilienfauna während kühlerer

Witterungsbedingungen und mit einer Schnitthöhe über 30 cm zu erfolgen. Für die
Mahd ist grundsätzlich nur ein Balkenmäher zu verwenden. Nur in für den
Balkenmäher unzugänglichen Bereichen darf eine Motorsense händisch eingesetzt
werden.

Geschützte Bäume und geschützte sonstige Gehölzbestände innerhalb der
Ausgleichsfläche AF 1 sind zu erhalten. Fremdländische und nicht standortgerechte
Bäume und Gehölzbestände sind zu fällen bzw. zu roden.

Innerhalb der Ausgleichsfläche AF 1 sind insgesamt 1.150 m² für Zufahrten und Wege
im wasserdurchlässigen Aufbau für die Zuwegung zu den Solaranlagen zulässig.

Innerhalb der Ausgleichsfläche AF 1 erfolgt im Bereich des Bodendenkmals östlich
des Rollfeldes die Umsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahme CEF 1.

13. Ausgleichsfläche AF 2
Die als Ausgleichsfläche AF 2 festgesetzten Flächen sind einer natürlichen
Vegetationsentwicklung zu überlassen.

Nicht bebaute Grundstücksflächen der Sondergebiete A bis C
14. Die nicht bebauten gehölzfreien Grundstücksflächen der Sondergebiete SO A.1 bis

A.6 "Erneuerbare Energien“ Zweckbestimmung Photovoltaik und der Sondergebiete
SO C.1 bis C.2 "Forschung, flughafenspezifisches Gewerbe“ sind als
Dauergrünland extensiv zu pflegen. Es gelten folgenden Festsetzungen:

· Pflege als Dauergrünland, keine Nutzungsauflassung der Flächen
· höchstens 2x jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes
· frühester Mahdtermin 1. August
· keine Bodenbearbeitung
· keine Verwendung von Dünge- oder Pflanzschutzmitteln

Die Mahd hat zum Schutz der Amphibien- und Reptilienfauna während kühlerer
Witterungsbedingungen zu erfolgen (Schnitthöhe 30 cm). Für die Mahd ist
grundsätzlich nur ein Balkenmäher zu verwenden. Nur in für den Balkenmäher
unzugänglichen Bereichen darf eine Motorsense händisch eingesetzt werden.

15. Die nicht bebauten Grundstücksflächen der Sondergebiete SO B.1 bis SO B.3
"Forschung, Flugplatz, Verwaltung" sind landschaftsgerecht zu gestalten und zu
pflegen.

Fläche für Stellplätze § 9 (1) 22 BauGB
16.Flächen für Stellplatzanlagen mit mehr als 5 Stellplätzen sind nur innerhalb von

Baugrenzen sowie in den dafür ausgewiesenen Flächen zulässig.

Flächen für Anpflanzungen § 9 (1) 25 BauGB
17.Pflanzgebot PFG 1

Auf der Fläche des Pflanzgebotes PFG 1 ist eine geschlossene Pflanzung aus
Sträuchern und Heistern anzulegen (Pflanzdichte 1 St./1,5 m²). Es sind
ausschließlich standortgerechte und heimische Gehölzarten der Mindestqualität
Sträucher 60/100 cm und Heister 150/200 cm zu verwenden. Der Anteil Heister
beträgt mindestens 10 %. Im Zuge der Pflanzflächenvorbereitung ist der
vorhandene Landreitgrasbestand durch geeignete Maßnahmen zu entfernen. Für
das Pflanzgebot PFG 1 gelten folgende Gehölzartenvorschläge:

Acer campestre Feldahorn
Betula pendula Sandbirke
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn
Prunus spinosa Schlehe
Quercus robur Stieleiche
Rosa canina Hunds-Rose
Salix caprea Salweide
Sorbus aucuparia Eberesche

18. Anpflanzen von Bäumen
Im Bereich der Stellplatzflächen ist je fünf Stellplätze ein Baum zu pflanzen. Es sind
heimische und standortgerechte, großkronige Laubbäume der Mindestqualität
Hochstämme StU 18/20 cm, 3 xv, DB, zu verwenden. Die Baumscheiben müssen
mindestens 12 m² groß sein und sind mit bodendeckenden Gehölzen zu
bepflanzen.

Es gelten folgende Gehölzartenvorschläge:

Anpflanzung von Bäumen
Acer campestre Feldahorn

Bodendeckende Gehölze
Salix purpurea 'Nana' Zwerg-Purpur-Weide
Salix rosmarinifolia Rosmarin-Weide

Art der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB
1. Das Sondergebiet A "Erneuerbare Energien“ dient vorwiegend zu Zwecken der

Errichtung von Photovoltaikanlagen. Zulässig sind:
· SO A.1 - A.6 Fest installierte Photovoltaikanlagen jeglicher Art;
· SO A.1 - A.6 Nebenanlagen (Transformatoren- und Wechselrichterstationen, 

Verkabelung, Wachhäuschen);
· SO A.1 - A.6 Zufahrten und Wege in wasserdurchlässigem Aufbau für den Bau,

die Wartung und den Betrieb der Anlagen.

2. Das Sondergebiet B "Forschung, Flugplatz, Verwaltung" dient vorwiegend zu
Zwecken der Errichtung von Anlagen für die Erforschung erneuerbarer Energien
und der Anlagen für den Flugplatzbetrieb mit dazugehörigen Einrichtungen.
Zulässig sind:
· SO B.1 - B.2 Gebäude für Verwaltung, Produktion und Forschung für

erneuerbare Energien sowie Photovoltaikanlagen auf Dachflächen;
· SO B.1 - B.2 Gebäude für den Flugplatzbetrieb;
· SO B.1 Maximal 15 Ferienwohnungen, pro Gebäude sind maximal 8 Ferienwoh-

nungen zulässig;
· SO B.1 Wohnungen für Personal sowie Aufsichts- / Bereitschaftspersonen und

betrieblicher Kindergarten;
· SO B.1 - B.2 Serviceeinrichtungen für Besucher (Gastronomie, Sanitäre

Anlagen etc.);
· SO B.3 Gebäude für Verwaltung, flughafenspezifisches Gewerbe und Lagerung;
· Im SO B.2 sind innerhalb der Flächen  a  Nutzungen, die zum dauernden

Aufenthalt von Menschen bestimmt sind sowie Photovoltaikanlagen auf
Dachflächen, unzulässig.

3. Das Sondergebiet C "Forschung, flughafenspezifisches Gewerbe" dient
vorwiegend zu Zwecken der Nutzung bestehender baulicher Anlagen für die
Erforschung und Speicherung erneuerbarer Energien sowie flughafenspezifischer
Nutzungen.
Zulässig sind:
· SO C.1 und C.2 Bestandsgebäude für Forschung und Verwaltung;
· SO C.1 Bestandsgebäude für flughafenspezifisches Gewerbe und Lagerung.
· Im Sondergebiet C sind Photovoltaikanlagen unzulässig. Bauliche Verän- 

derungen an Bestandsgebäuden, die über eine Sanierung und Instandhaltung
hinaus gehen sowie Ersatzbauten bei einem Gebäudeabgang, sind nur in 
Abstimmung mit der zuständigen Denkmalschutzbehörde und der zuständigen
Naturschutzbehörde zulässig.

Artenschutz (§ 11 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB)
19.Im SO B und SO C sind bei baulichen Veränderungen / Ergänzungen bereits

bestehender Gebäude der Erhalt von Fledermaus- und Rauchschwalbenquartieren
zu gewährleisten.

20.Vermeidungsmaßnahme (VM) 1, Bezug: Verbotstatbestände Tötung, Schädigung,
Störung, betroffene Arten: Zwerg-, Mücken- und Breitflügelfledermaus sowie
Braunes Langohr sowie ggf. betroffene Arten des benachbarten NSG: Rauhaut-,
Wasser- und Fransenfledermaus sowie Großer Abendsegler
Gem. Festsetzungen des B-Plans erfolgen bauliche Veränderungen am
vorhandenen Gebäudebestand (SO B und SO C) nur nach Abstimmung mit den
zuständigen Naturschutzbehörden. Bei Bestandsgebäuden im SO B und SO C
sind darin befindliche Fledermausquartiere zu erhalten. Um diese Festlegung zu
gewährleisten, ist folgende Maßnahme erforderlich:
a) Vor Erteilung der Baugenehmigung sind (soweit noch nicht erfolgt, bisher nur

Winterkontrolle) alle von den Umbaumaßnahmen betroffenen Gebäude im SO
B/ C von einem Fledermausexperten hinsichtlich ihrer Potenziale für Winter-
und/ oder Sommerquartiere zu untersuchen (betr. auch die bisher nicht
zugänglichen Gebäude/ Räume). Wird eine Quartiernutzung festgestellt
(Nachweis von Tieren bzw. signifikanten Spuren), ist durch einen
Fledermausexperten eine ausführungsreife Planung zu erstellen, die die
Funktionalität der Quartiere während der Bau- und Betriebsphase gewährleistet
(bezieht sich auch auf Tätigkeiten abseits der Quartiergebäude, die durch
Fernwirkungen - bspw. Lichtemissionen - die Quartierfunktion beeinträchtigen
können) sowie Bauzeitfenster vorgibt, die eine Gefährdung von Tieren durch
Bauarbeiten ausschließt. Die Ausführungsplanung ist zum Zeitpunkt der
Beantragung der Baugenehmigung der Unteren Naturschutzbehörde
vorzulegen. Ggf. sind bei bautechnisch erforderlichem Verschluss von
Quartieren innerhalb desselben Gebäudes Ersatzquartiere nach Vorgabe des
Fledermausexperten zu errichten. Unmittelbar vor dem ggf. bautechnisch
erforderlichen Verschluss von Quartieren sind diese durch einen
Fledermausexperten hinsichtlich der Anwesenheit von Tieren zu kontrollieren,
letztere sind ggf. zu bergen und artgerecht zu versorgen (z.B. Umsetzen ins
Ersatzquartier).

b) Das Umfeld der Quartiergebäude (d.h. im Bereich der Ein- und
Ausflugöffnungen) sowie der innerhalb der Gebäude befindlichen
Quartierstrukturen (d.h. im Bereich der jeweiligen Spalten, Nischen, etc.) ist für
den bewohnenden Fledermausbestand sowohl während der Bau- als auch
Betriebsphase unter Anleitung eines Fledermausexperten barrierefrei zu
gestalten. Dies bedeutet, dass die Erreichbarkeit der Quartiere und ihrer
Strukturen nach Umsetzung des Vorhabens nicht durch Hindernisse
beeinträchtigt sein darf. Auch während der Bauphase ist der Zugang zu den
Ein- und Ausflugöffnungen bzw. zu den Spalten und Nischen zu gewährleisten,
d.h. das vorübergehende Abstellen von Fahrzeugen oder die temporäre
Lagerung von größeren Gegenständen vor den Quartierzugängen hat zu
unterbleiben.

Die unter b) beschriebene Maßnahme (barrierefreie Gestaltung des
Quartierumfelds) gilt auch für den im SO A.3 liegenden Aggregatbunker, der zwar
nicht baulich verändert wird, jedoch insb. durch die umliegenden PV-Module
betroffen sein könnte.

21.Vermeidungsmaßnahme (VM) 2, Bezug: Verbotstatbestände Schädigung und
Störung, betroffene Arten: Zwerg-, Mücken- und Breitflügelfledermaus sowie
Braunes Langohr sowie ggf. betroffene Arten des benachbarten NSG: Rauhaut-,
Wasser- und Fransenfledermaus sowie Großer Abendsegler
Um die Funktionsbeziehungen der Quartierstandorte mit Teillebensräumen abseits
der Gebäude aufrecht zu erhalten, sind folgende Maßnahmen erforderlich:
a) Strukturen (Gebüsche, Feldgehölze, o.ä.), die eine Leitlinienfunktion für die Ein-

und Ausflüge an den Quartiergebäuden sowie eine Vernetzungsfunktion in die
benachbarten Jagdareale darstellen, sind zu erhalten, d.h. in den die Gebäude
umgebenden Gehölzbestand darf nur unter Maßgabe eines
Fledermausartexperten eingegriffen werden.

b) Es sind dauerhafte Dunkelkorridore nach fledermausfachlichen Erfordernissen
festzusetzen, die eine Kontinuität der Flugbeziehungen zwischen Quartieren,
den davor liegenden Flächen und Teillebensräumen abseits der Quartiere
sicherstellen. Dabei sind Positionierungen von Lampen und anderen
Leuchtquellen deren Bauart und Leuchtweite unter Berücksichtigung der zu
schützenden Fledermaushabitate festzulegen. Es ist diesbezüglich durch einen
Fledermausexperten ein ausführungsreifes Beleuchtungskonzept zu erarbeiten.
Die Ausführungsplanung ist zum Zeitpunkt der Beantragung der
Baugenehmigung der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

22.Vermeidungsmaßnahme (VM) 3, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, betroffene
Arten: Glattnatter, Zauneidechse, Moorfrosch
Zur Vermeidung baubedingter Schädigungen von Tieren sind die Bauarbeiten zur
Errichtung der PV-Anlagen (d.h. in den SO A.1-A.5) grundsätzlich auf den
Zeitraum zwischen 15. Oktober und 15. März zu beschränken. Ggf. ist eine
Anpassung dieser Bauzeitenregelung für die SO A.1, A.2 sowie SO A.4, A.5 in
Abstimmung mit den zuständigen Naturschutzbehörden (UNB des LK VG, LUNG)
sowie einschlägigen Artexperten möglich.

23. Vermeidungsmaßnahme (VM) 4, Bezug: Verbotstatbestände Tötung und Störung,
betroffene Art: Glattnatter, Zauneidechse, Moorfrosch
Während der Bauarbeiten ist eine intensive ökologische Baubegleitung (ÖBB)
vorzusehen. Die ausführenden Baufirmen werden durch die ÖBB insbesondere
dazu angeleitet, bei den Arbeiten (Setzen der Erdnägel zur Befestigung der
Tracker, Anlegen von Baustraßen und Lagerflächen, der Fundamente für
Nebengebäude, etc.) sorgfältig auf versteckte Tiere zu achten und bei
Fundsituationen die ÖBB sofort zu verständigen, damit das Bergen und Umsetzen
der Tiere durch qualifizierte Artexperten vorgenommen werden kann. Des
Weiteren erfolgt durch die ÖBB eine tägliche Kontrolle von offenen Baugruben,
Kabelgräben etc. mit Koordination der Bergung und Umsetzung der Tiere durch
qualifizierte Artexperten. Angetroffene Reptilien sind grundsätzlich an den Ostrand
der Krase Wiese im Bereich alter Betonplattenwege und Fundamentreste zu
verbringen. Im Einzelfall kann davon abgewichen werden, falls im Rahmen der
ÖBB durch qualifizierte Artexperten geeignetere Umsetzungsstandorte identifiziert
werden können. Die Verbringung angetroffener Amphibien erfolgt in die Bereiche
der nachgewiesenen Fundorte des Moorfroschs. Die Verbringungsberechtigung
sowie Betretungserlaubnis sind fristgerecht vor Umsetzung der Baumaßnahme
nachzuweisen bzw. einzuholen. Die für den Schutz der Reptilien und Amphibien
im Zusammenhang stehende ÖBB kann während des o. g. Zeitfensters (s. VM 3)
dann ausgesetzt werden, wenn der qualifizierte Artexperte aufgrund der
Rahmenparameter (Witterung, etc.) davon ausgehen kann, dass sich die Reptilien-
und Amphibienbestände am Flugplatz in der Winterruhe befinden.

24. Vermeidungsmaßnahme (VM) 5, Bezug: Verbotstatbestände Tötung und Störung,
betroffene Art: Glattnatter, Zauneidechse, Moorfrosch
Der Baufahrzeugverkehr sowie die Einrichtung von Materiallagerstätten dürfen nur
auf den gekennzeichneten Flächen der Rollbahn sowie der Flugzeugstellplätze
erfolgen (s. Abb. 12 der Begründung). Analog ist die Zufahrt zu den SO A von der
Rollbahn auf den in Abbildung 12 gekennzeichneten Trassen einzuschränken.

25. Vermeidungsmaßnahme (VM) 6, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, betroffene
Arten: Glattnatter, Zauneidechse und Moorfrosch
Zum Schutz der Tiere vor Schädigungen hat die Mahd mit einer Schnitthöhe über
30 cm zu erfolgen. Für die Mahd darf grundsätzlich nur ein Balkenmäher
verwendet werden. Nur unmittelbar unterhalb der Solartracker sowie im Bereich
der Drahtseilzüge darf eine Motorsense händisch eingesetzt werden.

26. Vermeidungsmaßnahme (VM) 7, Bezug: Verbotstatbestände Tötung und Störung,
betroffene Art: Glattnatter, Zauneidechse, Moorfrosch
Die Mahd darf erst ab 01. August und während kühlerer Witterungsbedingungen
erfolgen. Mahdarbeiten, die während der Anfangsphase der
Flächenbewirtschaftung zur Verdrängung der Landreitgrasfluren mindestens drei
Mal jährlich und somit auch vor dem 01. August durchgeführt werden müssen (s.
AF 1), dürfen nur unter Aufsicht einer Ökologischen Baubegleitung erfolgen. Der
Mahdtermin ist entsprechend der Wetterlage mit dem zu benennenden
Artexperten abschließend zu bestimmen. Es ist ein Tagebuch zu führen.

27. Vermeidungsmaßnahme (VM) 8, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, betroffene
Arten: Wachtelkönig, Kiebitz, Feldlerche, Wiesenpieper, Braunkehlchen,
Grauammer, sonstige Gehölz- und Offenlandbrüter
Zur Vermeidung baubedingter Tötungsereignisse im SO A sind die
Baufeldfreimachung sowie die Errichtung der PV-Anlagen außerhalb der Brutzeit,
d.h. zwischen dem 01. August und dem 28. Februar, durchzuführen. Analog hat
die ggf. erforderliche Entfernung von Vegetation und Gehölzen im SO C im Zuge
von Gebäudesanierungen o.ä. ebenfalls außerhalb der Brutzeit zu erfolgen.
Falls die Bauarbeiten im SO A nicht außerhalb der Brutzeit abgeschlossen werden
können, sind diese kontinuierlich auch während der Brutsaison fortzuführen. Durch
die daraus resultierende Vergrämungswirkung soll eine Brutansiedlung der Arten
in den Baufeldern und somit im unmittelbaren Gefährdungsbereich vermieden und
in Abhängigkeit der artspezifischen Störungstoleranz ein Ausweichen der
Brutvorkommen auf angrenzende Lebensräume veranlasst werden.

28. Vermeidungsmaßnahme (VM) 9, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, betroffene
Arten: Feldlerche, Wiesenpieper, Braunkehlchen, Grauammer, Schwarzkehlchen,
sonstige Gehölz- und Offenlandbrüter
Zur Vermeidung von betriebsbedingten Tötungsereignissen sind die
Festlegungen des B-Plans hinsichtlich der Bewirtschaftung nicht bebauter
Grundstücksflächen in den SO A und SO C sowie auf den Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft einzuhalten, d.h. im SO A sind die Mahdarbeiten auf den PV-Anlagen
außerhalb der Brutzeit, d.h. zwischen dem 01. August und dem 28. Februar,
vorzunehmen. Dies gilt auch für die unmittelbar an die Solarfelder angrenzenden
Grünlandstreifen, denen im B-Plan eine Funktion als Ausgleichsfläche AF 1
zugewiesen wird. Analog ist im Rahmen der Flächenbewirtschaftung im SO C als
frühester Mahdtermin der 01. August einzuhalten.
Ergänzend ist Folgendes zu beachten: Mahdarbeiten, die während der
Anfangsphase der Flächenbewirtschaftung zur Verdrängung der Landreitgrasfluren
mindestens drei Mal jährlich und somit auch während der Brutzeit durchgeführt
werden müssen, dürfen nur unter Aufsicht einer Ökologischen Baubegleitung
erfolgen, d.h. vor jedem Mahdtermin sind die betreffenden Flächen durch eine
fachkundige Person nach Nestern und Gelegen zu erkunden, diese zu
kennzeichnen und die Neststandorte in einem Schutzabstand von mind. 1 m von
der Mahd auszunehmen.

29. Vermeidungsmaßnahme (VM) 10, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, betroffene
Arten: Feldlerche, Wiesenpieper, Braunkehlchen, Grauammer, Schwarzkehlchen,
sonstige Gehölz- und Offenlandbrüter
Im Zuge von Instandhaltungsarbeiten dürfen im SO A während der Brutzeit (01.
März bis 31. Juli) keine Nester entfernt werden, die an den Trackern bzw.
PV-Modulen angelegt wurden.

30.Vermeidungsmaßnahme (VM) 11, Bezug: Verbotstatbestände Tötung und
Schädigung, betroffene Arten: Neuntöter, Sprosser, Schwarzkehlchen, sonstige
Gehölzbrüter
Zur Vermeidung einer Schädigung von Nestern, Gelegen und Jungtieren der
gehölzbrütenden Arten dürfen keine heimischen oder standortgerechten Gehölze
auf den Ausgleichsflächen AF 1 sowie aus dem SO C entfernt werden.

31.Vermeidungsmaßnahme (VM) 12, Bezug: Verbotstatbestand Tötung (VM 12a auch
Störung), betroffene Arten: Rauchschwalbe, Hausrotschwanz, Haussperling
Zur Vermeidung einer baubedingten Gefährdung gebäudebrütender Vogelarten
sind folgende Maßnahmen erforderlich:
a) Grundsätzlich sind die notwendigen Umbauten am vorhandenen

Gebäudebestand außerhalb der Brutzeit, d.h. zwischen Zeitraum 01.Oktober
und 01. März, durchzuführen.

b) Bei Umbauarbeiten, die nur im Inneren der Gebäude vorgenommen werden,
kann alternativ der Zugang zu den Gebäuden für gebäudebrütende Vogelarten
vor Beginn der Brutzeit verschlossen werden, so dass keine Brutansiedlungen
mehr erfolgen können. Nach Gebäudeverschluss könnten die Bauarbeiten
ohne zeitliche Beschränkung durchgeführt werden.

c) Als weitere Alternative kann im Rahmen der ökologischen Bauüberwachung
die Ansiedlung gebäudebrütender Vogelarten am und im Gebäudebestand
überprüft werden. An Gebäuden ohne nachgewiesene Brutansiedlungen sind
die Bauarbeiten ohne größere zeitliche Verzögerungen im Anschluss der
bauökologischen Überprüfung durchzuführen. Der Umbau von Gebäuden mit
Brutnachweisen ist vorzugsweise auf den Zeitraum nach Beendigung der
Brutphase zu verschieben. Ansonsten ist im Rahmen der ökologischen
Bauüberwachung zu prüfen, inwiefern die anstehenden Bauarbeiten eine
Gefährdung für die angetroffenen Brutvorkommen darstellen können. Kann
eine Gefährdung ggf. mit Hilfe weiterer Maßnahmen ausgeschlossen werden,
ist eine Durchführung der Bauarbeiten trotz Anwesenheit von Brutvögeln
möglich.

Um den Erhaltungszustand der Lokalpopulation der Rauchschwalbe zu stützen, ist
der Shelter 22 von VM 12b und 12c auszunehmen.

32.Vermeidungsmaßnahme (VM) 13, Bezug: Verbotstatbestände Schädigung und
Störung, betroffene Art: Rauchschwalbe
Grundsätzlich ist die Zugänglichkeit der von der Rauchschwalbe genutzten
Gebäude für die Art nach Abschluss der Umbauarbeiten weiterhin zu sichern. Die
in den Gebäuden von der Rauchschwalbe genutzten Strukturen zur Nestanlage
sind zu erhalten, oder es sind Nisthilfen anzubringen. Des Weiteren ist eine mit
den Ansprüchen der Rauchschwalbe verträgliche Nutzung der Gebäude unter
Einbindung der ökologischen Bauüberwachung anzustreben.
Die Maßnahme hat gleichzeitig einen stützenden Effekt für die Lokalpopulation der
Rauchschwalbe.

33.Maßnahme CEF 1, Bezug: Verbotstatbestand Tötung, Störung, betroffene Art:
Glattnatter, Zauneidechse
Zur Vermeidung des Störungs- und Tötungsverbots sind im Bereich des
Bodendenkmals östlich der Rollbahn (aktueller Fundpunkt der Glattnatter)
innerhalb der AF 1 die Lebensräume strukturell so anzureichern bzw. zu erweitern
(Anlage zusätzlicher Strukturelemente und Sonnenplätze wie frostsichere Stein-/
Wurzelhaufen, Betonbruchflächen) und mit dem NSG zu vernetzen, dass der
Erhalt dieser Teilpopulation nicht auf evtl. Austausch- und Funktionsbeziehungen
zu den Lebensräumen im Bereich des geplanten Denkmalparks (Bodendenkmal
westlich der Rollbahn) angewiesen ist. Analog sind die Potenziallebensräume auf
dem geplanten Denkmalpark westlich der Rollbahn innerhalb des SO B.3
hinsichtlich einer populationsstärkenden Funktion zu sichern bzw. strukturell
anzureichern. Des Weiteren sind Vernetzungselemente zum südlich des
Denkmalparks gelegenen Waldbereich und dessen nördlichen und östlichen
Randstrukturen (zwischen SO B.3 und A.5 sowie SO B.2) herzustellen. Die
Ausführungsplanung ist zum Zeitpunkt der Beantragung der Baugenehmigung der
Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.
Um die Vernetzungsfunktion zu stützen, sind die mit dem Denkmalpark
assoziierten Versiegelungsflächen der Bodendenkmale (vgl. Abb. 8 der
Begründung) sowie die Bereiche zwischen dem geplanten Denkmalpark und dem
nördlichen und östlichen Waldrand dauerhaft fahrzeugfrei zu halten (vgl. Abb. 12
der Begründung). Dies bedeutet, dass u.a. keine Zufahren zum Solarfeld A.5 und
zum Energiespeicher- zentrum in diesem Bereich angelegt und die
Versiegelungsflächen nicht als Park- und Stellplätze genutzt werden dürfen.

34.Maßnahme CEF 2, Bezug: Verbotstatbestand Schädigung, betroffene Art:
Wachtelkönig
Auf der Krase Wiese (Flurstück 1/35, Flur 4, Gemarkung Peenemünde) ist ein
Flächenmanagement nach den Maßstäben einer extensiven
Grünlandbewirtschaftung zu etablieren. Bei der Beweidung sind die Flächen zu
parzellieren und die Teilflächen jeweils in jährlichen oder ggf. mehrjährigen
Abständen wechselweise zu bewirtschaften. Ziel der Maßnahme ist es, auf den
jeweils unbeweideten Teilflächen für den Wachtelkönig ein Angebot an
Extensivgrünland mit ausreichender Vegetationshöhe (mindestens kniehoch) zu
entwickeln. Das Pflegemanagement ist der unteren Naturschutzbehörde vor
Baubeginn zur Bestätigung vorzulegen.

35.Maßnahme CEF 3, Bezug: Verbotstatbestände Schädigung und Störung,
betroffene Art: Rauchschwalbe
Ist eine vorhabensgerechte Nutzung der Gebäude mit Brutansiedlungen der
Rauchschwalbe nicht vereinbar (Verschmutzungen o.ä. einerseits, zu hohe
betriebsbedingte Störungsintensität andererseits), sind vorzugsweise die Shelter
Nr. 22 sowie Nr. 40 als Reproduktionsstätten für die Rauchschwalbe zu sichern,
ggf. durch Anbringung von Nisthilfen aufzuwerten und von der
vorhabenbedingten Nutzung weitestgehend auszunehmen bzw. die Nutzungen in
den Sheltern Nr. 22 und 40 auf ein mit der ökologischen Bauüberwachung
abzustimmendes verträgliches Maß einzuschränken.
Die Maßnahme hat gleichzeitig einen stützenden Effekt für die Lokalpopulation der
Rauchschwalbe.

4. ARCHÄOLOGISCHE BODENFUNDE
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt
werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V (zuletzt geändert am 12.07.2010 [DSchG M-V])
die zuständige Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die
Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für
Bodendenkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind
hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige
Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage
nach Zugang der Anzeige.
Eine Beratung zur Erhaltung und Pflege bzw. Bergung und Dokumentation von
Bodendenkmalen erhalten Sie bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde
bzw. beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5, 19055 Schwerin.

5. NIEDERSCHLAGSWASSERBEHANDLUNG
Das Niederschlagswasser der Baugrundstücke soll auf der jeweiligen
Grundstücksfreifläche versickert bzw. zurückgehalten werden. Sollte aufgrund der
Bodenbeschaffenheit eine Versickerung nicht in ausreichendem Maße möglich sein,
sind geeignete Maßnahmen zur Regenrückhaltung (Zisternen, Teiche, etc.) zu treffen.
Das von Straßen und sonstigen Verkehrsflächen abfließende Niederschlagswasser ist
in Grünflächen flächenhaft zu versickern oder wenn das nicht möglich ist, in ein
Oberflächengewässer einzuleiten.

6. AUFNAHMEPUNKTE
Im Planungsgebiet befinden sich Aufnahmepunkte, deren Erhalt gesichert werden
muss. Diese Festpunkte sind mit Vermessungsmarken im Sinne des § 26 des
Geoinformations- und Vermessungsgesetze (GeoVermG M-V) vom 16.Dezember
2010 (GVOBI. M-V S. 713), gekennzeichnet. Diese Festpunkte sind in der
Planzeichnung des Bebauungsplanes markiert. Die Festpunkte dürfen nur von den in
§ 5 Abs. 2 GeoVermG M-V genannten Stellen eingebracht, in ihrer Lage verändert
oder entfernt werden.
Der Träger bzw. der Ausführende der Maßnahme ist verpflichtet zu prüfen, ob eine
solche Gefährdung besteht. Er muss dies rechtzeitig, jedoch mindestens zwei Monate
vor Beginn der Maßnahmen vor Ort, der zuständigen Vermessungs- und
Geoinformationsbehörde mitteilen.
Weiterhin befinden sich dort die trigonomischen Punkte (TP) 644010200, 644010101.
Diese Lagefestpunkte müssen gesichert werden, da sie gesetzlich geschützt sind und
eine Wiederherstellung sehr kostenaufwendig ist. Sollte bei der durchzuführenden
Maßnahme die Standsicherheit des TP`s beeinträchtigt werden, müsste eine
schriftliche Anzeige an das „Landesamt für innere Verwaltung, Amt für Geoinformation,
Vermessungs- und Katasterwesen, Lübecker Straße 289, 19059 Schwerin“ erfolgen.

7. ARTENSCHUTZ
Bei der Durchführung von Baumaßnahmen sind die Bestimmungen des besonderen
Artenschutzes nach §§ 44 ff BNatSchG zu beachten. Die artenschutzrechtlichen
Bestimmungen unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung. Über Ausnahmen
entscheidet die Naturschutzbehörde.

8. BAUMSCHUTZ
Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 cm, gemessen in einer Höhe
von 1,30 m über dem Erdboden, sind nach § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt.
Über Ausnahmen entscheidet die untere Naturschutzbehörde.

9. LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIET "INSEL USEDOM MIT FESTLANDGÜRTEL"
Die Flächen der Baugebiete A "Erneuerbare Energien" und B "Forschung, Flugplatz,
Verwaltung" wurden aus dem LSG ausgegliedert. Für das Baugebiet C "Forschung,
flughafenspezifisches Gewerbe" erfolgt ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung von
den Verboten der LSG-VO.

10. BELANGE DER WASSER- UND SCHIFFFAHRTSVERWALTUNG DES BUNDES
Es ist darauf zu achten, dass keine Lichter bzw. Beleuchtungsanlagen errichtet
werden, die die Schifffahrt stören, zur Verwechslung mit Schifffahrtszeichen Anlass
geben oder die Schiffführer durch Blendwirkungen oder Spiegelungen irreführen.
Geplante Beleuchtungsanlagen oder Leuchtreklamen, die von der Wasserstraße aus
sichtbar sind, sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund frühzeitig anzuzeigen.

Nach § 31 und § 34 Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I S. 1980), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409)
geändert worden ist,  ist für die Errichtung, die Veränderung und den Betrieb von
Anlagen in, über oder unter einer Bundeswasserstraße oder an ihren Ufern eine
strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung einzuholen, in der die Belange der
Schifffahrt gegebenenfalls durch Auflagen berücksichtigt werden, dürfen Anlage und
ortsfeste Einrichtungen aller Art weder durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren
Betrieb zu Verwechselungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, deren Wirkung
beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch Blendwirkungen,
Spiegelungen oder anderes irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in
Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig.

11. HOCHWASSERSCHUTZ
Lt. Richtlinie 2-5/2022 „Bemessungshochwasserstand und Referenzhochwasserstand"
zum Regelwerk „Küstenschutz M-V" beträgt nunmehr der
Bemessungshochwasserstand (BHW) an der Außenküste Usedom / Ostsee 3,40 m
über NHN (entspricht ca. 3,25 m HN). Der angegebene Wasserstand stellt einen
Ruhewasserspiegel dar und berücksichtigt nicht den mit Hochwasser zumeist
einhergehenden Seegang bzw. Wellenauflauf. Das Plangebiet weist ein Höhenniveau
von etwa 2,0 m über NHN auf. Auf Grund der vorhandenen Höhenlage des Geländes
ist das Planungsgebiet bei Eintritt von schweren Sturmflutereignissen
überflutungsgefährdet. Die Standsicherheit baulicher Anlagen (z.B. Gebäude,
Photovoltaikanlagen) gegenüber BHW ist sicherzustellen. Bei der etwaigen Lagerung
wassergefährdender Stoffe sowie der Errichtung elektrotechnischer (Haupt-) Anlagen
wie z.B. Transformatoren ist das BHW ebenfalls zu beachten.
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Geltungsbereich des Bebauungsplans
Nr. 11 "Energiepark Peenemünde" der Gemeinde Peenemünde

geänderter Entwurf zur erneuten Beteiligung
gem. § 4a Abs. 3 BauGB

in grün und kursiv wurden Änderungen und Ergänzungen gegenüber
dem Planentwurf vom Juli 2015 kenntlich gemacht

11.
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde hat am __.__.____ den
geänderten Entwurf des Bebauungsplans mit Planzeichnung (Teil A) und Textlichen
Festsetzungen (Teil B) in der Planfassung vom __.__.____ mit der geänderten
Begründung und dem Umweltbericht (unveränderter Stand Juli 2015, als gesonderter
Teil der Begründung) inklusive Anlagen (unveränderte Stände von 2012 und 2013)
gebilligt und zur erneuten Veröffentlichung gem. § 3 (2) i. V. m. § 4a (3) BauGB
bestimmt.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                    (Ort, Datum)                                          (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)
_________________________________________________________________________________________________________

12.
Der geänderte Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil
A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie der geänderten Begründung und
der Umweltbericht (unveränderter Stand Juli 2015, als gesonderter Teil der
Begründung) inklusive Anlagen (unveränderte Stände von 2012 und 2013), waren in
der Zeit vom __.__._____ bis einschließlich __.__._____ im Internet auf der
Internetseite des Amtes Usedom-Nord unter https://amtusedomnord.de (Pfad:
Bekanntmachungen, Gemeinde Peenemünde) veröffentlicht. Zusätzlich waren die
Unterlagen im Internetportal des Landes M-V unter
https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene zu jedermanns Einsicht veröffentlicht.

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet wurden die Unterlagen in Form einer
öffentlichen Auslegung als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit im oben
genannten Zeitraum im Bauamt des Amtes Usedom-Nord in 17454 Zinnowitz,
Möwenstraße 1 in Zimmer Nr. 105 während folgender Zeiten:

Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
Montag und Mittwoch von 13.30 Uhr bis 15.00 Uhr und
Dienstag von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr und
Donnerstag von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr
der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass
- Stellungnahmen elektronisch per E-Mail an: info@amtusedomnord.de 

übermittelt werden sollen,
- Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder 

zur Niederschrift im Bauamt des Amtes Usedom-Nord vorgebracht werden 
können,

- nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung
unberücksichtigt bleiben können und ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen
der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können,

durch Veröffentlichung im Amtsblatt "Der Usedomer Norden" am ________________
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

13.
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sind gemäß § 4 (2) BauGB i. V. m. § 4a (3) BauGB mit Schreiben vom __.__.____ zur
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und über die erneute öffentliche Auslegung
in Kenntnis gesetzt worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß §
2 Abs. 2 BauGB am __.__.____ .

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

14.
Der Bebauungsplan in der Planfassung vom __.__.____ bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) wurde am
__.__.____ von der Gemeindevertretung der Gemeinde Peenemünde als Satzung
beschlossen. Die Begründung sowie der Umweltbericht (als gesonderter Teil der
Begründung) inklusive Anlagen zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der
Gemeindevertretung vom __.__.____ gebilligt.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                          (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

15.
Die Satzung des Bebauungsplans Nr. 11 "Energiepark Peenemünde" der Gemeinde
Peenemünde, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen
Festsetzungen (Teil B)  wird hiermit ausgefertigt.

Peenemünde, ________________                                      ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

_________________________________________________________________________________________________________

16.
Der Bebauungsplan Nr. 11 "Energiepark Peenemünde" der Gemeinde Peenemünde,
mit der Planzeichnung (Teil A), den Textlichen Festsetzung(Teil B), der Begründung
und dem Umweltbericht (als gesonderter Teil der Begründung) inklusive Anlagen
sowie die Stelle bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind
durch Bekanntmachungen im Amtsblatt „Der Usedomer-Norden“ am
……………………………… bekanntgemacht worden.
In der Bekanntmachungsfrist ist auf die Geltendmachung der Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs.2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 5
Kommunalverfassung M-V vom 13.07.2011 (GVOB. M-V S.777) hingewiesen
worden. Ergänzend wurden im Internet auf der Homepage des Amtes Usedom-Nord
unter https://amtusedomnord.de die Bekanntmachung der Satzung unter dem Pfad:
Bekanntmachungen, Gemeinde Peenemünde sowie die Satzungsfassung unter dem
Pfad: Gemeinde Peenemünde, Bebauungspläne eingestellt. Zusätzlich sind die
Unterlagen im Internetportal des Landes M-V unter
https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene einsehbar.

Der Bebauungsplanes Nr. 11 "Energiepark Peenemünde" der Gemeinde
Peenemünde ist mit Ablauf des ……………………………….....................
in Kraft getreten.

Peenemünde, ________________                                         ___________________
                (Ort, Datum)                                         (Siegelabdruck)                   (Bürgermeister)

Veröffentlichungsexemplar zur Beteiligung nach 
§ 3 (2) BauGB i. V. m. § 4a (3) BauGB in der Zeit vom
08.07.2024 bis einschließlich 09.08.2024
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Die Bekanntmachung erfolgte am 06.06.2024 im Internet unter der Website 
„www.amtusedomnord.de“. 
 
Veröffentlicht: 06.06.2024 gez. Trogisch 
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